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Hierzulande machen das die DUH und die Grün-Chaoten. A. d. Übers.

Derzeit läuft eine stille, koordinierte Kampagne zur Neugestaltung der
amerikanischen Energiepolitik. Sie wird nicht von Wählern oder deren
gewählten Vertretern vorangetrieben, sondern von einem kleinen Netzwerk
aus  engagierten  Anwälten,  Politikern  aus  den  „blauen“  [=  von  den
Demokraten regierten] Bundesstaaten und anonymen Spendern. Sie haben
erkannt, dass sie das, was sie an der Wahlurne nicht erreichen können,
möglicherweise vor Gericht durchsetzen können. Und das kommt Sie bereits
jetzt teuer zu stehen.

Das Mittel der Wahl sind Klimaklagen. Im ganzen Land wurden etwa 40
nahezu  identische  Klagen  von  Bundesstaaten,  Landkreisen  und  Städten
eingereicht,  in  denen  von  Öl-  und  Gasunternehmen  die  Zahlung  von
Milliarden Dollar für ihre angebliche Rolle beim Klimawandel gefordert
wird.

Elf Bundesstaaten, der District of Columbia [Washington] und Dutzende
Kommunalverwaltungen  haben  sich  angeschlossen.  Und  hinter  einer
bemerkenswerten  Anzahl  dieser  Klagen  steht  ein  und  dieselbe
kalifornische  Kanzlei.  Sher  Edling  reicht  auf  der  Grundlage  von
Erfolgshonoraren kopierte Klageschriften ein, was bedeutet, dass die
Anwälte nur dann bezahlt werden, wenn Geld fließt – und sich dann einen
stattlichen Anteil sichern.

Wer finanziert das Ganze? Ermittler des Kongresses haben Millionen an
„Dark Money“ dokumentiert, das Sher Edling Berichten zufolge erhalten
hat – rund 3 Millionen Dollar, die über den Collective Action Fund und
den  New  Venture  Fund  geleitet  wurden.  Dabei  handelt  es  sich  um
Durchleitungs-Organisationen, die nicht verpflichtet sind, ihre Spender
offenzulegen.

Aktivisten,  Geldgeber  und  Staatsanwälte  haben  sich  sogar  hinter
verschlossenen Türen getroffen, um ihre Strategie abzustimmen. Das ist
keine Basisjustiz. Es handelt sich um eine professionell finanzierte
Kampagne,  mit  der  über  befreundete  lokale  Gerichte  –  einen
Gerichtsbezirk nach dem anderen – nationale Politik gemacht wird, ohne
dass man gegenüber einer Wählerschaft rechenschaftspflichtig ist.

Der Begriff „Lawfare“ bezeichnet den Einsatz von Rechtsstreitigkeiten
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als Waffe, um ein politisches Ziel zu erreichen, das einer ehrlichen,
offenen Debatte nicht standhalten könnte. Und das Geniale daran ist aus
Sicht  der  Aktivisten,  dass  die  Öffentlichkeit  in  jedem  Falle  dafür
aufkommen muss.

Die  Produktion  und  der  Verkauf  von  Benzin,  Diesel  und  Erdgas  sind
vollkommen legal; sie sorgen dafür, dass Amerika in Bewegung bleibt,
warm bleibt und beleuchtet wird. Doch jeder Dollar, den ein Produzent
abgeben muss, und jeder Dollar, der für die Verteidigung gegen diese
Klagen ausgegeben wird, schlägt sich im Preis nieder, den wir alle an
der Tankstelle und auf unseren Stromrechnungen bezahlen. Es handelt sich
um eine Energiesteuer, die kein Gesetzgeber erlassen und kein Wähler
gebilligt hat und die durch die Hintertür eines Gerichtsgebäudes erhoben
wird.

Die gute Nachricht ist, dass sich das Blatt möglicherweise wendet. Der
Oberste Gerichtshof hat in diesem Jahr zugestimmt, den Fall aus Boulder,
Colorado, anzuhören, in dem es direkt darum geht, ob das Gericht eines
einzelnen Landkreises die Energiepolitik für das gesamte Land festlegen
kann.

Die Bundesstaaten warten nicht länger ab. Allein in diesem Frühjahr
haben Utah, Tennessee, Oklahoma und Iowa Gesetze verabschiedet, die
solche  spekulativen  Klagen  wegen  Klimaschäden  vor  ihren  Gerichten
verbieten. Das Gesetz in Oklahoma trägt den treffenden Titel „Energy
Security  and  Independence  Act“  (Gesetz  zur  Energiesicherheit  und  -
unabhängigkeit).

Im Kongress hat die Abgeordnete Harriet Hageman aus Wyoming den „Stop
Climate  Shakedowns  Act“  eingebracht,  der  rückwirkende
Klimahaftungsklagen  unterbinden  und  bekräftigen  würde,  dass  die
Emissionspolitik  in  der  Zuständigkeit  der  rechenschaftspflichtigen
Bundesgesetzgeber liegt und nicht bei umherziehenden Prozessanwälten.
Dies  sind  politische  Entscheidungen,  die  offen  und  transparent  von
Menschen getroffen werden, welche die Wähler wählen und abwählen können.

Doch hier kommt der Punkt, auf den die Prozessindustrie lieber nicht
eingehen möchte – selbst nach ihren eigenen Maßstäben: Dieser Kreuzzug
ist sinnlos. Angenommen, jede einzelne dieser Klagen wäre erfolgreich
und amerikanische Energie würde teurer werden. Was würde das für das
globale Klima bewirken? So gut wie nichts.

China  stößt  mittlerweile  mehr  Treibhausgase  aus  als  alle
Industrienationen der Erde zusammen, und die Emissionen aus Indien und
den übrigen Entwicklungsländern steigen weiter. Die Vereinigten Staaten
könnten  ihre  eigenen  Produzenten  behindern,  die  Energiekosten  ihrer
eigenen  Haushalte  in  die  Höhe  treiben  und  ihre  eigene
Energieunabhängigkeit schwächen – und die globale Emissionskurve würde
kaum  merklich  schwanken,  weil  das  Wachstum  auf  anderen  Kontinenten
stattfindet.
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Die  tatsächlichen  Kosten  des  „Climate  Lawfare“  könnten  sich  auf
Milliarden  belaufen,  die  wir  alle  zu  tragen  hätten.  Es  kühlt  den
Planeten nicht ab. Es macht amerikanische Energie knapper und teurer; es
bereichert  eine  Handvoll  Anwälte  und  die  dahinter  stehenden
undurchsichtigen Fonds, und es verlagert die Macht von den Wählern auf
Prozessanwälte und Richter.

Schlimmer noch: All dies geschieht genau in dem Moment, in dem wir
eigentlich  nach  Energiedominanz  streben  sollten.  Indem  wir  unsere
Konkurrenten in der Produktion übertreffen, die Kosten für arbeitende
Familien niedrig halten und uns weigern, einem Gegner wie China einen
strategischen  Vorteil  zu  verschaffen,  haben  wir  diesen  freiwillig
abgegeben.  Ohne  dass  wir  eine  Wahl  hatten.

Die Amerikaner verdienen Energie, die bezahlbar, reichlich vorhanden und
zuverlässig ist, und sie verdienen es, über ihre Energiezukunft an der
Wahlurne zu entscheiden, nicht durch einen Rechtsstreit. Die Gerichte
waren  niemals  als  Dienstleister  zur  „politischen  Geldwäsche“  für
Interessen gedacht, die anderswo in der Debatte gescheitert sind. Es ist
an der Zeit, dies klar auszusprechen und diesem Betrug ein Ende zu
setzen.

This article originally appeared at The Washington Examiner

Link:
https://www.cfact.org/2026/07/28/climate-lawfare-comes-for-american-ener
gy-and-your-wallet/
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